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Albrecht-Politik 
wurde großartig 
bestätigt 
Die CDU Deutschlands freut sich, daß es ihr 
gelungen ist, durch die gemeinsamen Anstren- 
gungen der CDU-Landesverbände Niedersach- 
sens und auch der vielen Freunde, die aus der 
Gesamtpartei mitgeholfen haben, das bisher 
beste Wahlergebnis in der Geschichte Nieder- 
sachsens und der CDU dieses Landes zu er- 
zielen: die absolute Mehrheit der Stimmen und 
die absolute Mehrheit der Mandate, stellte 
Helmut Kohl am 22. März 1982 vor der Presse 
In Bonn fest. Der Bundesvorstand ist der Auf- 
fassung, daß das Ergebnis eine großartige Be- 
stätigung der Politik der Regierung unter 
Ernst Albrecht und der Arbeit unserer Freunde 
Unter der Führung Wilfried Hasselmanns ist. 
Für die CDU ist das wichtigste Ergebnis — auch über 
Niedersachsen hinaus —, daß es ihr gelungen ist, die 
absolute Mehrheit der Stimmen und der Mandate zu 
gewinnen, obwohl die Grünen die 5-Prozent-Klausel 
übersprungen haben und damit eine vierte Partei in 
den niedersächsischen Landtag eingezogen ist. Wir 
Rissen aus sehr sorgfältigen Beobachtungen unserer 
•Vählerstruktur, daß selbstverständlich auch wir in al- 
6n Regionen der Bundesrepublik, wie auch im Fall 
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(Fortsetzung von Seite 1) 

Niedersachsen, Wähler und potentielle 
Wähler bei Wahlen an die Grünen abgege- 
ben haben. Es ist uns aber gelungen — 
das zeigt das demoskopische Bild von 
rund 51 Punkten quer durch die Bundes- 
republik und das zeigen die Kommunal- 
wahlen in Schleswig-Holstein vor vierzehn 
Tagen und die Landtagswahlen jetzt —, 
unser Wählerreservoir wieder aufzufüllen, 
indem wir insbesondere aus dem sozial- 
demokratischen Bereich Wähler hinzuge- 
wonnen haben. 

Das zweite bemerkenswerte an diesem 
Ergebnis ist, daß die CDU, bezogen auf 
die Bundestagswahl 1980, 10,9 Prozent 
hinzugewonnen hat. Natürlich weiß auch 
ich, daß die Wahlbeteiligung bei der Bun- 
destagswahl höher liegt als bei einer 
Landtagswahl. Es muß aber manchen 
Kommentaren des gestrigen Abends ent- 
gegengetreten werden, die von einer nied- 
rigen Wahlbeteiligung sprachen. Wenn Sie 
die Wahlbeteiligung in der Geschichte der 
Bundesrepublik quer durch die einzelnen 
Bundesländer betrachten, werden Sie un- 
schwer feststellen können, daß auch die 
gestrige Wahlbeteiligung in Niedersach- 
sen über dem Durchschnitt der Wahlbetei- 
ligung in den Bundesländern liegt. 

Neue Wählerschichten 
wurden erreicht 

Für uns ist bei dieser Wahl weiter ent- 
scheidend, daß es uns gelungen ist, in 
neue Wählerschichten vorzudringen. Die 
Tatsache, daß wir in Niedersachsen, dem 
Bundesland, von dem einmal die Sozialde- 
mokratie nach dem Kriege unter Kurt 
Schumacher ihren Ausgangspunkt nahm, 
die absolute Mehrheit der Stimmen er- 
reicht haben, ist eine ganz besondere Lei- 
stung. Wir können in diesem Zusammen- 
hang feststellen, daß es uns jetzt im nord- 

deutschen Bereich gelungen ist, Ergeb- 
nisse zu erzielen, die wir im sogenannten 
Nord-Süd-Gefälle bisher so nicht ohne 
weiteres erreichen konnten. 
Einhundert Wahlkreise gibt es in Nieder- 
sachsen. Die CDU hat davon 87 gewon- 
nen. Das ist ein Ergebnis, das unsere 
kühnsten Erwartungen — das darf ich of- 
fen sagen — übertrifft. Aber erst das De- 
tail macht den Erfolg eigentlich ganz klar- 
Wenn Sie einmal die Stadtbezirke von 
Braunschweig, das sind vier Wahlkreise, 
betrachten und davon ausgehen, daß wir 
in all diesen vier Wahlkreisen jetzt die 
Mehrheit haben, wenn Sie die Arbeitneh- 
mer-Hochburgen in Niedersachsen be- 
trachten, ob das nun Wolfsburg oder Salz- 
gitter ist, ob das wichtige Wahlkreise W 
Hannover sind, ob das der Vorortwahl- 
kreis Laatzen ist, ob es ein sehr interes- 
santer Wahlkreis wie Georgsmarienhütte, 
mit der großen Niederlassung der Firma 
Klöckner, oder ob es der Wahlkreis WH* 
helmshaven ist, so sind das alles Wahl- 
kreise, die in einer sehr bestimmten Weise 
mit ihrer gestrigen Zuwachsrate für die 
CDU eine Aussage machen. 

80 Prozent für klares Ja 
zur Kernkraft 
Wenn ich bei Wahlkreisen bin, will ich l&r 

Augenmerk auch gerne auf den Wahlkreis 
Lüchow-Dannenberg richten. Dort hat die 
Union mit einer klären und entschiedenen 
Position zu den Fragen der Kernkraft un 
den Notwendigkeiten, die sich daraus er- 
geben, noch einmal zulegen können. W' 
sind jetzt dort bei 54 Prozent. 

Aber ich will auch darauf hinweisen, we' 
das Ja in Bonn jetzt wieder wegen des Er- 
folgs der Grünen eine große Rolle spielen 
wird, daß die Anhänger des klaren Ja zU 

Kernkraft in diesem Stimmkreis — un 

hier muß ich ausdrücklich die örtlichen 
Sozialdemokraten hinzuzählen — auf run 
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Ergebnisse der letzten Landtagswahlen 
•n den Bundesländern 

letzte Wahl 

Berlin (West) 
°aden-Württemberg 

fernen 
Hamburg 
Hessen9 

^dersachsen 
^ordrhein-Westfalen 
^einland-Pfalz 
garland 
>chleswig-Holstein 

Ergebnisse (in Prozent) 

CDU     SPD    FDP    NPD    DKP    Sonst 
nächste 

Grüne      Wahl 

testag 

10. 5.1981 
16. 3.1980 
15.10.1978 

7. 10. 1979 
4.   6. 1978 
8. 10. 1978 

21.   3. 1982 
5.1980 
3. 1979 
4. 1980 
4. 1979 

11. 
18. 
27. 
29. 

5. 10. 1980 

48,0 
53,4 
59,1') 
31,9 
37,6 
46,0 
50,7 
43,2 
50,1 
44,0 
48,3 
44,5 

38,3 
32,5 
31,4 
49,4 
51,5 
44,3 
36,5 
48,4 
42,3 
45,4 
41,7 
42,9 

5,6 
8,3 
6,2 

10,8 
4.8 
6,6 
5,9 
4,98 
6,4 
6,9 
5,7 

10,6 
CSU 
JDU/CSU 
Alternative Liste 
SSW 

GAZ/AUD 
Bremer Grüne Liste und Alternative Liste 
für Demokratie und Umweltschutz 
Grüne und Bunte Liste 
CSWU 

0,1 
0,6 
0,4 
0,3 
0,4 

0,7 

0,2 
0,2 

0,6«) 
0,3 
0,3 
0,8 
1.0 
0,4 
0,3 
0,3 
0,4 
0.5 
0,2 
0.2 

0,6 
0,2 

0,3 

0,1 
0,3») 
1,4») 

7,23) 
5,3 

4,58) 
2,0 
6,5 
3.0 

2,9 
2,4 
1,5 

1985 
1984 

1,8»)     1982 
6,57)      1983 

1982 
1982 
1986 
1985 
1983 
1985 
1983 
1984 

'"••um ••••iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiHHiiiiiiiiiiuiinniuuimiiHi,!,,,,,,„„,„„„,„„„„„!,„„ 

^ fozent der Stimmen gekommen sind. 
Er* } wahr> die Grünen haben dort einen 
jst

0l9 in der Größe von 14,1 Prozent. Das 
0 e,ne leichte Verbesserung gegenüber 

m Jahr 1978 von rund einem Prozent. 

2emSt aber auch wanr> daß eben 80 Pro" 
CDi i namlich die örtliche Kreispartei der 
dje

u und die örtliche Kreispartei der SPD, 
ne JJner»twegt und entschieden Positio- 
ner D^2o9en haben, eine riesige Mehrheit 
kf,^ 

Bur9erschaft hinter sich versammeln 
K°nnten. 

Ero K Ube' das 'st ein 9anz interessantes 
das p'8, das man bei der Freude uber 

te       samtergebnis nicht vergessen soll- 

tierT6'' 6S 2eigt' daß aucn vor 0rt resPek" 
P0st

wird' wenn demokratische Parteien 
San» • Deziehen und, daß auch in einer 
h6jts Wlcntigen Sachfrage eine klare Mehr- 

Entscheidung möglich ist. 

Gegenüber 1980 hat die SPD 
10,4 Prozent verloren 
Ein paar Bemerkungen zum Ergebnis der 
SPD: Der Verlust der SPD von 5,7 Prozent 
ist beachtlich. Ein Vergleich zur Bundes- 
tagswahl zeigt die erdrutschartige Ent- 
wicklung in der Wählerschaft der SPD an. 
Die Sozialdemokraten haben auf die Bun- 
destagswahl 1980 bezogen 10,4 Prozent 
verloren. Diese Wahl ist nach der Kommu- 
nalwahl in Schleswig-Holstein ein weiteres 
Beispiel für den Niedergang der SPD. Und 
für uns steht außer Zweifel, daß sich die 
fortdauernde Bonner Malaise in der Koali- 
tion und in der SPD auf die Entscheidung 
der Wähler ausgewirkt hat. 
Es ist nicht nur das schlechteste Ergebnis 
für die SPD seit 1955. Die genaue Beob- 
achtung des Wahlkampfes selbst — und 
ich stimme da mit meinen Freunden aus 
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Niedersachsen völlig überein — zeigt, daß 
die SPD in Bonn und hier allen voran der 
Regierungschef Helmut Schmidt diese 
Wahl verloren hat. Nicht Karl Ravens, der 
gestern in sehr fairer und sehr nobler Wei- 
se die Verantwortung übernommen hat, 
ist der große Wahlverlierer, der Wahlverlie- 
rer sitzt in Bonn. Die zwiespältige Haltung 
der SPD zeigt ihre Auswirkungen. Man 
kann eben nicht ein bißchen für die Nach- 
rüstungen, ein bißchen dagegen sein, ein 
bißchen für ein Moratorium, ein bißchen 
dagegen sein. Eine solche Haltung bringt 
Konsequenzen mit sich. Und die hat vor 
allem die klassische Klientel der SPD, die 
Arbeitnehmerschaft, gezogen. 

FDP erst auf Rang vier 
Eine kurze Bemerkung zum Thema FDP: 
Die Freien Demokraten sind wieder in den 
Landtag eingezogen. Nach unseren Unter- 
lagen und Beobachtungen — auch hier 
sind wir in völliger Übereinstimmung mit 
unseren Freunden in Hannover — ist das 
Resultat, daß die FDP wieder in den Land- 
tag gekommen ist, vor allem der Tatsache 
zuzuschreiben, daß am Ende des Wahl- 
kampfes die Freien Demokraten in Hanno- 
ver immer deutlicher erkennen ließen, daß 
sie bereit waren, eine Koalition mit der 
Christlich Demokratischen Union einzuge- 
hen. Diese Aussage hat nach unserer fe- 
sten Überzeugung entscheidend dazu 
beigetragen, der FDP mit knapp über 5 
Prozent über die Hürde zu verhelfen. 
Für die Freien Demokraten ist dieses 
Wahlergebnis Grund zum Nachdenken. 
Dies auch unter dem Gesichtspunkt, daß 
mit dem Aufkommen einer vierten Parla- 
mentsfraktion, die die FDP auf den Rang 
vier in der Reihenfolge der Fraktionen im 
Landtag in Hannover verwiesen hat, die 
Funktion der FDP als alleinige Mehrheits- 
beschafferin in diesem Bundesland nicht 
mehr gegeben ist. Ich bin sicher, daß sich 
diese Entwicklung auch in anderen Bun- 

desländern fortsetzen wird. Dies muß fu 

die Führung der FDP Grund zu bestimm- 
ten Überlegungen sein. 
Zum Schluß noch eine kurze Bemerkung 
zu dem Thema Grüne: Die Grünen ha- 
ben   sich   jetzt   auch   im   niedersächs'- 
schen Landtag etabliert. Sie werden nur 
in der praktischen Alltagsarbeit eines P* * 
laments zu beweisen haben, welche kon- 
kreten Beiträge sie zur Politik zu ,eisJ? 
bereit und fähig sind: in Fragen der Be^ 
kämpfung der Arbeitslosigkeit, regionale 
Strukturpolitik und alldem, was im Landtag 
mitverhandelt wird. 

Die Grünen haben 
ein Zeichen gesetzt 
Die Grünen haben natürlich mit dieS® 
Wahlergebnis ein Zeichen gesetzt, da 

auch bei den Wahlen der allernächste 
Zeit fortwirken und ganz gewiß auch no 
im voraussichtlichen Bundestagswahl 
1984 Geltung haben wird. Wir haben hei« 
auch über dieses Thema gesprochen- W 
werden  das  Wahlergebnis  der  Grün 
sehr sorgfältig daraufhin analysieren wel' 

ehe  Wählerströme,  welche  Wählerarg 
mentationen eine besondere Rolle für 
Wahlentscheidung zugunsten der Grün 
gespielt haben. 
Es kann keiner demokratischen Partei 
nerlei sein, wenn eine neue Gruppierü 

aufkommt. Die Tatsache, daß eine solfL 
Gruppierung aufkommen kann, ist im 
sen einer freiheitlichen Ordnung begr   , 
det. Wer ja sagt zur 5-Prozent-Klau 

zum Schütze der demokratischen Me 
heitschancen und zur Handlungsfähig ^ 
im Parlament, der muß auch ja sagen 
der Chance, die darin besteht, diese 
Prozent-Hürde   überwinden   zu   könn ^ 
Wir werden das alles gemeinsam un 
großer Ruhe auf der Grundlage der rep ^ 
sentativen  Wahluntersuchungen,   die,er1i 

den nächsten Wochen gemacht werö 
überprüfen. 
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NIEDERSACHSEN 

Die CDU nahm der SPD 
25 Wahlkreise in direkter Wahl ab 
Die Generalprobe war die Kommu- 
nalwahl am 27. Oktober 1981. Da- 
mals hatte die Niedersachsen-CDU 
2um ersten Mal die 50-Prozent-Hür- 
•J überwunden und die SPD fast 
Überall im Lande in den Kommunen 
ük>errundet und aus den Rathäusern 
gejagt. Die Union ging mit großen 
Hoffnungen in die Landtagswahl. Sie 
Konnte sich den Wählern auch guten 
Qowissens stellen, lag doch eine 
^gezeichnete Leistungsbilanz 
«ber die vergangenen vier Jahre vor, 
»tollt die CDU-Niedersachsen in ei- 
n°r ersten Wahlanalyse fest. 

^en Sozialdemokraten schwante nichts 
*^ Gutes vor diesem Wahlgang. Man ver- 
'cherte sich der massenweisen Unter- 

setzung durch Bonner Politiker und 
glaubte unter der Parole „Die Bonner 
*°rnmen\ die Wähler anlocken zu kön- 

en- In einem Akt der Verzweiflung ver- 
achte die SPD noch in den letzten Tagen 
.0r dem 21. März mit teilweise infamen 
nzeigen, ihre Anhänger zu mobilisieren. 

*ls dann am Tage vor der Wahl Karl Ra- 
6ns, der von seiner Partei weiterhin im 

jjjtteh gelassene Spitzenkandidat der SPD, 
einer öffentlich verbreiteten Erklärung 

6 Wahl bereits verloren gab, war für So- 
Demokraten alles gelaufen. 

qeh dennoch- daß es so katastrophal aus- 
jjr 

hen würde, mochten sich Sozialdemo- 
|J? n se'bst in Alpträumen nicht ausma- 
de ersten Mal nämlich gelang es mit 
.  r CDU einer Partei in Niedersachsen in 

ndtagswahlen   die   absolute   Mehrheit 

der abgegebenen Stimmen für sich zu 
verbuchen. Einmalig ist auch, daß eine 
Partei so viele Direktmandate erringt, daß 
ihre Landesliste reine Makulatur wird. 

Wilfried Hasselmann, der Landesvorsit- 
zende der Niedersachsen-CDU, brachte 
am Morgen nach der Wahl den Sieg auf ei- 
ne einfache Formel: „Der Ministerpräsi- 
dent hat die Wahl gewonnen, wir haben 
ihm geholfen." Und tatsächlich, so muß 
man bei einer ersten Analyse feststellen, 
hat vor allem der Name des Ministerpräsi- 
denten die Wähler angezogen. Schließlich 
wurde mit der „Albrecht-Politik" der Wahl- 
kampf bestritten, stellte die CDU ihre Wer- 
bung voll auf den Ministerpräsidenten ab. 
Der Erfolg gibt dieser Strategie recht. 

Das Besondere daran ist, daß sich dieser 
Erfolg durch das ganze Land zieht. Zwar 
gibt es immer noch einige, nicht geschlif- 
fene Hochburgen der SPD — in Ostfries- 
land etwa und in Hannover —, ohne Krat- 
zer blieben aber auch diese Hochburgen 
nicht. In Hannover z. B. büßte sie in fünf 
Wahlkreisen zwischen 6,3 und 7,4 Prozent 
ein. Nur ein Wahlkreis der Landeshaupt- 
stadt lag unter dem Landesdurchschnitt 
von -5,7 Prozent. Im Ostfriesischen verlor 
sie gar einen Wahlkreis und speckte in 
den übrigen Wahlkreisen dieser bislang, 
auch bei den Kommunalwahlen noch hei- 
len SPD-Welt, zwischen 4,9 und 2,1 Pro- 
zent ab. In Hannover wurde die CDU mit 
44 Prozent zum ersten Mal die stärkste 
Partei, nach dem sie bei den Kommunal- 
wahlen noch ganz knapp hinter der SPD 
zurückgeblieben war. 
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Aber es geht weiter: Die CDU gewann alle 
Wahlkreise Braunschweigs, sie kassierte 
das Landtagsmandat der nun wirklich typi- 
schen Arbeitnehmerstadt Salzgitter, ver- 
fehlte um 126 Stimmen den Sieg im Wahl- 
kreis Peine, auch einem typischen Arbeit- 
nehmer-Wahlkreis, errang die Wahlkreise 
der Universitätsstädte Göttingen, Olden- 
burg und Osnabrück, kam in der VW-Stadt 
Wolfsburg auf stolze 52,9 Prozent und 
nahm der SPD selbst Wahlkreise weg, die 
noch vor vier Jahren absolute SPD-Mehr- 
heiten hatten wie Schöppenstedt, wo die 
SPD von 50,6 auf 45,4 Prozent abfiel, oder 
Braunschweig-Südost, wo die SPD 1978 
noch bei 51,1 Prozent lag, wie in Peine- 
Land, daß ihr auch abhanden kam, oder 
Salzgitter, Bad Salzdetfurth, Bückeburg. 
Hier fiel die SPD von 51,7 auf nur noch 
44,1 Prozent zurück. Schließlich Jever, wo 
die SPD aus der sicheren Höhe einer 
Mehrheit von 52,8 auf 42 Prozent abfiel 
und den Wahlkreis verlor. 

Besonders bemerkenswert und für die 
SPD besonders tragisch ist, daß sie sogar 
dort verlor, wo sie eigentlich gar nichts zu 
verlieren hat und alle ihre Wähler in einem 
mittelgroßen Saal versammeln kann, näm- 
lich in den Hochburgen der CDU, wo die- 
se zwischen 70 und 80 Prozent pendelt. 
So sackte die SPD in Cloppenburg von 
15,9 auf 14 Prozent ab, in Vechta von 16,3 
auf 14,3 Prozent, in Lingen von 24,1 auf 
21,4 Prozent und in Meppen von 21,4 auf 
19,9 Prozent, schließlich in Papenburg von 
14,9 auf 13 Prozent. Hier erlitt übrigens 
die CDU ihre größten Verluste mit 6,6 Pro- 
zent, was allerdings nicht am Kandidaten 
liegt, der in der Stimmenzahl auch zuge- 
legt hat, sondern an Wählern, die mit der 
Kreis- und Bezirksreform in diesem Be- 
reich nicht zufrieden sind. 

Insgesamt gibt es jetzt 17 Wahlkreise, in 
denen die SPD unter 30 Prozent gesun- 
ken ist, denen nur noch zwei Wahlkreise 
gegenüberstehen mit absoluter Mehrheit: 

Hannover-Linden und Emden, wo es die 
SPD immerhin noch auf 50 Prozent und 
57.1 Prozent gebracht hat. Folglich schnitt 
auch die CDU mit 32 Prozent in Emden am 
schlechtesten ab. Ansonsten sieht es bei 
der CDU natürlich anders aus. Über die 
Hälfte der 87 CDU-Landtagsabgeordneten 
gewannen ihren Wahlkreis mit absoluter 
Mehrheit: genau 45. Darunter sind etliche 
Wahlkreise mit bayerischen Verhältnissen: 
Duderstadt (64,7 Prozent), Cloppenburg 
(76,6 Prozent), Vechta (76,3 Prozent), Lin- 
gen (70,2 Prozent), Meppen (71,6 Pro- 
zent), Papenburg (72,5 Prozent). 

25 Wahlkreise gingen von der SPD zur 
CDU über, überhaupt nur noch 13 Wahl- 
kreise blieben eine Domäne der SPD, de- 
ren höchster Rückgang, fern den Bal- 
lungszentren, im Wahlkreis Seevetal mit 
10.2 Prozent zu verzeichnen war. Über- 
durchschnittlich gewann die Union mjt 
17,5 Prozent in Soltau. Das darf freilich 
nicht zu falschen Schlüssen verführen- 
Hier hatte vor vier Jahren eine Partei kan- 
didiert, die im Grunde eine Abspaltung 
von der CDU war. Die Wähler kamen jetz» 
einfach zurück. 

, 2 Über dem  Landesdurchschnitt von  -f*- 
Prozent liegt die CDU in: Jever +6,2, Bre- 
mervörde +4,8, in Uelzen +4,2, Alfeld 
+ 4,2 (wobei dieser Wahlkreis dennocn 
nicht gewonnen wurde) und in Braun- 
schweig-Südwest mit einem Plus von 
Prozent. 
Hochburgen der Grünen sind LüchoW' 
Dannenberg mit 14,1, Oldenburg-Süd rfii 
10,9 Prozent, Oldenburg-Nord mit 1»>* 
und Göttingen-Stadt mit 11,7 Prozent. Der 

Einfluß des studentischen Milieus und des 
Streits um das Kernkraft-Projekt in G°r^' 
ben ist also deutlich. Dennoch hat gerade 
die CDU, die ganz eindeutig einen Pr0' 
Kernkraft-Kurs vertritt, in Lüchow-DaH' 
nenberg nochmals zugelegt. Sie kam vo_ 
51,9 auf 54,1 Prozent. Auch in dem zwei- 
ten Wahlkreis, in dem es um ein Kernkran- 
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Vom Pferd getreten HANDELSBLATT: Pielert 

jverk geht, erreichte die CDU eine absolu- 
te Mehrheit: im Wahlkreis Bad Pyrmont 
mit dem im Bau befindlichen Kernkraft- 
Werk Grohnde. Hier brachte es die Union 
auf 51,7 Prozent gegenüber 50,3 Prozent 
v°r vier Jahren. Dagegen verlor die SPD in 
Lüchow 4,5 und in Bad Pyrmont 3,6 Pro- 
2ßnt der Stimmen. 

ährend freilich die Grünen in Lüchow ihr 
estes Ergebnis erhielten, mußten sie 
ICr> in der Umgebung Grohndes mit ma- 

~.eren 5.5 Prozent bescheiden, liegen hier 
So genau ein Prozent unter ihrem Lan- 

aesergebnis. 
ach der NPD, die gar nicht mehr kandi- 

^lerte, scheint sich nun auch die DKP völ- 
pp verkrümeln zu wollen. Nur noch 0,3 

•"ozent  der   niedersächsischen   Wähler 
ochten   diesem   Ostblockableger   ihre 

öt|mme geben. 

Auch an der Saar 
hohe Verluste der SPD 
Mit erheblichen Stimmenverlusten für die 
SPD endeten am Sonntag auch die kom- 
munalen Nachwahlen im Saarland, zu de- 
nen rund 27 000 Bürger aufgerufen wa- 
ren. Die Wahl in den seit Jahresbeginn 
selbständigen oder neu zugeschnittenen 
saarländischen Gemeinden Schwalbach, 
Bous und Ensdorf war als Folge einer 
gesetzlichen Gebietsneugliederung not- 
wendig geworden. 
Nach den vorläufigen Endergebnissen 
steigerte die CDU ihren Stimmenanteil in 
Schwalbach gegenüber der letzten Kom- 
munalwahl im Jahr 1979 von 56,4 Prozent 
auf 61,9 Prozent. Die SPD fiel von 38,4 
Prozent auf 31,2 Prozent zurück. Die FDP 
erhöhte ihren Stimmenanteil von 5,2 auf 
6,8 Prozent. 
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... und das schreibt die Presse 
Regierungschef Ernst Albrecht hat solide 
Landespolitik gemacht und die Bevölke- 
rung in den letzten Jahren hinter sich ge- 
bracht; erkennbar schon daran, wie wir- 
kungslos die Angriffe der SPD-Spitze we- 
gen der geplanten Ablehnung der Mehr- 
wertsteuererhöhung zur Finanzierung des 
Beschäftigungsprogramms geblieben 
sind. 
Das ist ein großer Sieg für die CDU und ei- 
ne schwere Niederlage für die SPD. Alle 
anderen Aspekte des niedersächsischen 
Wahlergebnisses, so interessant sie auch 
sind, treten gegenüber dem weit ausein- 
anderklaffenden Abstand zwischen den 
großen Parteien doch etwas zurück. 

Saarbrücker Zeitung, 22. März 1982 

Helmut Kohls Voraussage, die Union wer- 
de von den Gemeinden und den Bundes- 
ländern her auf einen Machtwechsel in 
Bonn hinarbeiten, scheint in Erfüllung zu 
gehen.        Stuttgarter Zeitung, 22. März 1982 

In Niedersachsen ist jedenfalls eingetre- 
ten, daß die Zersplitterung auf der einen 
Seite zur absoluten Mehrheit der anderen 
führt. Das ist ein Ergebnis, das auch im 
Bund nicht ausgeschlossen ist. 

Westdeutsche Allgemeine Zeitung, 22. März 
1982 

Die SPD wird buchstäblich ausgezählt. 
Das hat sie all denen zu verdanken, die ih- 
rem Kanzler zu oft in den Rücken fielen. 

Bild, 22. März 1982 

Der Alleinregierer Albrecht kann getrost 
zu dem Nein stehen, mit dem die Unions- 
mehrheit im Bundesrat dem soziallibera- 
len Beschäftigungsprogramm die finan- 
zielle Basis entziehen will. Das Programm 
ist damit in seiner ursprünglichen Form 
gestorben. Bleibt Genscher bei seiner Ab- 
lehnung jeder anderen Finanzierungsquel- 
le und die SPD bei ihrem Veto gegen jede 

Kürzung sozialer Leistungen, sind neue 
dramatische Zuspitzungen im Bonner Re- 
gierungslager unvermeidbar. 

General-Anzeiger, Bonn, 22. März 1982 

Die Frage „Wie halten wir es mit den 
Grünen?" wird somit auch bei den näch- 
sten Wahlkämpfen eine Rolle spielen. Das 
muß vor allem die FDP alarmieren. In Nie- 
dersachsen ist sie zwar wieder in den 
Landtag gewählt worden — sonst wäre 
Albrechts Erfolg noch größer —, aber sie 
ist kein Zünglein an der Waage. 

Neue Rhein-Zeitung, 22. März 1982 

Die erste der vier Landtagswahlen in die- 
sem Jahr ist klar an die CDU gegangen- 
Albrecht erreichte die absolute Mehrheit 
gegen die Konkurrenz von drei anderen 
Parteien, die in den Landtag von Hannover 
einziehen. Die Welt, 22. März 1982 

Diese Wahlschlappe wird Folgen haben, 
weil sie von den niedersächsischen Ge- 
nossen — und nicht nur von ihnen — «de- 
nen in Bonn" zu Recht angelastet wird. 

Express, 22. März 1982 

Die SPD hat eine einzige Chance: Die Uni- 
on, deren Stärke nicht gerade Selbstdis- 
ziplin heißt, müßte ohne Not eine Perso- 
naldiskussion über den Kanzlerkandidaten 
beginnen. 

Kölnische Rundschau, 23. März 1982 

Zu deutlich signalisierte die Wahl in Han- 
nover, Gewichtsverschiebungen im GefU' 
ge der deutschen Parteien. — Die erste, 
und vermutlich wichtigste, Konsequenz 
ist, daß die Grünen sich jetzt wohl endgül- 
tig in der politischen Landschaft der Bun- 
desrepublik eingerichtet haben. 

Stuttgarter Zeitung, 23. März 1982 

Große Chancen der Union? Ja, wenn sie 
sich nicht wieder in Personaldiskussionen 
zerfleischt. Die Welt, 23. März 1982 
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J INFORMATION/ 
KOALITION 

yerbitterung 
,st verständlich 
*at*?ISkUSSl0n bel der Kürzun9 des Zu_ 

lC|.!?
ascnengeldes für Heimbewohner er- 

d  * der Vorsitzende der CDU/CSU-Bun- 
teru       raktlon' He,mut Kohl: Di® Verbit- 

ung vieler älterer Mitbürger bei der 
H [2Un9  des  Zusatztaschengeldes  für 

•mbewohner ist für mich mehr als ver- 

ten SPD und FDP tun so' a,s hät" 
Q    s|e mit alledem nichts zu tun. Das 
P^genteil  ist  der Fall:  Die SPD-  und 
d    "^geordneten im Deutschen Bun- 

hah       Und die SPD-9eführten  Länder 
en diese Regelung gewollt. 

$at?t dem Willen der SPD sollte das Zu" 
ben 

ngeld völlig entfallen- Dem na- 
der 

W'r Uns mit aller Entschiedenheit wi- 
poiit-!rt2t' Äußerungen von SPD und FDP- 
der 

W'r Uns mit aller Entschiedenheit wi- 
poiittt2t' Außerungen von SPD und FDP- 
Sch   em 'n den letzten Tagen sind in ihrer 

.  e|nheiligkeit nicht zu überbieten. 

tjgk 
ais 

Jetzige Regelung führt zu Ungerecht- 
es uten' Bes°nders Witwen oder früher 
Ein. ausangestellte Tätige mit geringem 
lanQt°

mmen werden große Opfer abver- 
haib •Die CDU/CSU-Fraktion wird des- 
s°2ia?9ene Vorscn,äge einbringen, um die 
I»      en Ungerechtigkeiten zu beseitigen. 

sein^10^1 stent dabei außer Fra9e: Wer in 

ents 
m Leben durch harte Arbeit auch 

se 
pre°hende Beiträge in die Rentenkas- 

Ube ahlt hat- mLJß auch im Alter seine 
D6sh

nf'eistung honoriert bekommen. 
ein2e

alb muß auch je nach Leistung des 
Sen s

nen das Zusatztaschengeld bemes- 

sen p|ä 
g6|d   Ianen der SPD, ein Einheitstaschen- 
Qrund'nZUfÜhren' erteile ich aus diesem 

e eine eindeutige Absage. 

Bürokratische Verwaltung 
der Mißwirtschaft 
Zu der vom Bundeskabinett vorgesehe- 
nen Einführung der Meldepflicht für freie 
Stellen und Ausbildungsplätze erklärte 
MdB Michael Glos: Mit der Einführung der 
Meldepflicht wird lediglich die statistische 
Zahl der freien Arbeits- und Ausbildungs- 
plätze künstlich aufgebläht, die im mittel- 
ständischen Bereich immer noch vorkom- 
mende kurzfristige, ja teilweise spontane 
Einstellung von Arbeitnehmern wird dage- 
gen verhindert. Die Zwangsmeldungen 
schaffen außerdem neue Belastungen für 
die Arbeitsverwaltung und die Arbeitge- 
ber. 

Völlig unklar bleibt, wie die Einhaltung der 
Meldepflicht überwacht werden soll. 
Wahrscheinlich werden wir in den Arbeits- 
ämtern nur noch Stellenanzeigen lesende 
Bedienstete vorfinden, die überprüfen, ob 
ausgeschriebene Arbeitsplätze auch ge- 
meldet sind. Wie bei Chiffre-Anzeigen ver- 
fahren werden soll, wird allerdings wohl 
noch geklärt werden müssen. 
Während die Union die Vermittlungstätig- 
keit der Arbeitsverwaltung als Servicelei- 
stung konzipiert hat, deren Inanspruch- 
nahme jedem freigestellt sein sollte, 
macht die Bundesregierung daraus jetzt 
ein Zwangsinstrument, mit dem in die Be- 
triebe hineinregiert werden kann. Die Lin- 
ken werden über diesen großen Schritt in 
Richtung Planwirtschaft und staatlicher 
Einflußnahme jubeln. 

Keine Aufwertung des 
Schein-Parlaments der DDR 
Zu einem kürzlich stattgefundenden Tref- 
fen zwischen SPD-Bundestagsabgeord- 
neten aus Bayern und Mitgliedern der 
DDR-Volkskammer erklärte der Vorsitzen- 
de der Arbeitsgruppe „Deutschlandpolitik 
und Berlinfragen" der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Peter Lorenz: Dieses Treffen 
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von zwölf bayrischen SPD-Abgeordneten 
mit Mitgliedern der DDR-Volkskammer 
kann nur als grobe politische Instinktlosig- 
keit bezeichnet werden. Denn hier wird 
demonstrativ der Anschein einer Gleich- 
stellung von Bundestag und Volkskammer 
erweckt, die nicht existiert. 

Gespräch mit dem Zentralrat 
der Sintis 
Bei einem Meinungsaustausch zwischen 
Helmut Kohl und dem Zentralrat deut- 
scher Sinti und Roma unter dessen Vorsit- 
zenden Romani Rose, an dem für die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion auch die 
parlamentarische Geschäftsführerin Do- 
rothee Wilms teilnahm, erklärte Helmut 
Kohl, die CDU/CSU wisse, daß den Sintis 
und Romas in der Vergangenheit viel Un- 
recht geschehen und daß an den Sintis 
und Romas während der Zeit des Dritten 
Reiches Völkermord verübt worden sei. 
Daher bestehe eine moralische Verant- 
wortung zur Wiedergutmachung und zur 
Beseitigung von Benachteiligungen. 
Die CDU/CSU werde versuchen, mög- 
lichst gemeinsam mit den anderen Frak- 
tionen des Deutschen Bundestages einen 
Entschließungsantrag zu formulieren, der 
die Belange der Sinti und Roma behan- 
deln solle. In dem Gespräch wurde auch 
die Frage der Rentenregelung für die Sinti 
und Roma erörtert, die während der Zeit 
des Dritten Reiches gesundheitliche 
Schäden erlitten haben. Die jetzige Rege- 
lung sei unbefriedigend. Auch das Thema 
der Anerkennung der Sinti und Roma als 
ethnische Minderheit wurde in dem Mei- 
nungsaustausch angesprochen. 

Bundeswehr — nicht mehr 
länger Stiefkind der Nation 
Grundsatzfragen unserer Sicherheitspoli- 
tik sowie Fragen zur persönlichen Situa- 
tion des einzelnen Soldaten standen im 
Mittelpunkt   eines   Gesprächs  zwischen 

Heiner Geißler und dem Geschäftsführen- 
den  Vorstand  des  Deutschen  Bundes- 
wehrverbandes (BBwV) unter Leitung sei' 
nes Vorsitzenden Heinz Volland. Diese 
erinnerte daran, daß 51 Prozent aller So* 
daten Wehrpflichtige  seien  und  gerao 
diese Gruppe durch die jüngsten Spa 

maßnahmen der Bundesregierung beS°,e 
ders getroffen werde.  Er erläuterte d' 
Forderungen seines Verbandes hinsicn 
lieh     der     besorgniserregenden     • 
sonalsituation   in   der  Bundeswehr,  fl 

vor allem durch das Fehlen von 33 000 te 
gerdienenden Soldaten — davon 20 <*^ 
Unteroffiziere — gekennzeichnet sei. Hie 
durch werde die ohnehin hohe Dienstze 
belastung der Soldaten weiter versehen1- 

Im   Hinblick  auf  die   Bemühungen  de 
DBwV, das Personalvertretungsrecht ° 
Soldaten zu erweitern, sagte Geißlet s&. 
Unterstützung zu. Es herrschte Übere'J' 
Stimmung darüber, daß die Benachte 
gung der Soldaten infolge ihrer schwäch 
ausgestatteten Beteiligungsrechte 9e^e., 
über den Zivilbediensteten der Bun de 
wehr  ausgeräumt  werden   müsse. ^ 
schränkungen für Soldaten seien nur o° 
vertretbar, wo sich die Notwendigkeit w. 
zu aus den Besonderheiten des mil'ta 

sehen Auftrags ergäben. 

Jusos: Die SPD hat ihre 
Regierungsfähigkeit verlöre»1 

Die SPD hat nach Ansicht des wieder^ 
wählten   schleswig-holsteinischen   «^' 
Landesvorsitzenden, Tretbar, die ^e^0- 
rungsfähigkeit verloren. In der Bonner 
alition seien allzu viele sozialdemok 
sehe   Grundsätze   über  Bord  9eW°D0- 
worden. „Eine SPD, die sich die AußenP 
litik von Genscher und die Wirtscha 
und Sozialpolitik von Lambsdorff d'^'    r- 
läßt, programmiert damit den Mach 
lustu, äußerte Tretbar vor der Landes 
ferenz der Jungsozialisten in Husum- 

kon' 
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ARBEITSLOSE 

Neue Zumutbarkeitsanordnung ist in 
vielen Punkten korrekturbedürftig 
Bun? Fra9e d6r Zumutbarkelt drent zu beseitigen. Teilzeitarbeit sollte im Inter- 
ro "^»arbeitsminister Ehrenberg Pi- esse der Beseitigung der Arbeitslosigkeit 
Vor»!» erk,ört der stellvertretende und im Interesse einer besseren Verein- 
•«_ B"de der CDU/CSU-Bundes- barkeit von Familie und Beruf nicht zu- 

rückgedrängt, sondern gefördert werden. 

Nach § 14 Arbeitsförderungsgesetz ist die 
Bundesanstalt verpflichtet, ihre Vermitt- 
lungsbemühungen fortzusetzen, wenn ein 
Arbeitsloser in eine ungünstigere Be- 
schäftigung vermittelt worden ist. Der 
Bundesarbeitsminister muß darlegen, wie 
er diesen gesetzlichen Auftrag sicherstel- 
len will. Gegenwärtig sind die Arbeitsäm- 
ter durch die hohe Arbeitslosigkeit völlig 
überlastet und werden immer mehr zu rei- 
nen Zahlstellen degradiert. Die Verpflich- 
tung des Arbeitsamtes zur Rückvermitt- 
lung in eine günstigere Beschäftigung 
steht demnach nur auf dem Papier. 

Ohne Frage muß die Zumutbarkeitsrege- 
lung so gefaßt und gegenüber dem jetzi- 
gen Zustand so verändert werden, daß die 
Interessen der Arbeitslosen und die der 
Gesamtheit der Beitragszahler fair gegen- 
einander abgewogen werden. Eine länge- 
re Arbeitslosigkeit sollte vermieden wer- 
den, weil mit andauernder Arbeitslosigkeit 
die Chancen immer mehr schwinden, wie- 
der eine Dauerbeschäftigung zu finden, 
und ohne Frage muß das, was viele Be- 
schäftigte auf sich nehmen — lange An- 
fahrtswege, ungünstigere Arbeitszeiten —, 
auch für Arbeitslose zumutbar sein. 

Wir sollten uns aber von Ehrenberg nicht 
auf einen Nebenkriegsschauplatz locken 
und von dem Skandal der 2-Millionen-Ar- 
beitslosigkeit ablenken lassen. 

Traktion, Adolf Müller (Rem- 
bj*®id). im Herbst 1978 hat Ehren- 
4 *rp d*n zuständigen Abteilungslei- 
Uhrt e Bundesministerium für Arbeit 
de. 502,a|es» Manfred Baden, wegen 
w*8 Runderlasses 230 noch in die 
••2K   9escn»<*t. Heute läßt er 
2um   e,ne wesentlich härtere 
^mutbarkeitsregelung formulieren. 

WüM! er nocn e,nen F"nk*n Gläub- 
igkeit behalten will, muß er jetzt 

^en Hut nehmen. 
Q'e jetzt vorliegende Regelung, die Mi- 

bes
nKSter Enrenber9 am 16- Marz 1982 

schließen ließ, ist in wichtigen Punkten 
^••ekturbedürftig: 

9elt le 'n § 12 der neuen Zumutbarkeitsre- 
r^J £9 vorgesehene quasi Abstiegsauto- 
Werri 'n 5 GruPPen muß eingeschränkt 
9er 6n ^eschäftigungen 'n einer niedri- 
*Um n ^ua''f'katlonsstufe sollten nur dann 
ten ar sein, wenn in der jeweils darun- 
werh9enden GruPPe nicnt genügend Be- 
^är er- S'nd' unnötige Dequalifizierung 
Ai.~L.

e,ne sinnlose Verschwendung von 
^sb"dungskosten. 
der 'e 'n § 11 vorgesehene Verschärfung 
ar^ 

Urnu*barkeitsregelungen bei Teilzeit- 
^eit trägt farnil'enfeindliche Züge. Zur 
nen !.

Uchen 244 000 arbeitslose Frauen ei- 
Fj6 

ei'2eitarbeitsplatz. Die vorgesehene 
daß CL"9 la8t den Verdacht aufkommen, 
loSj . nrenberg nun versucht, die Arbeits- 

9keit durch Bereinigung der Statistik 
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WIRTSCHAFT 

Will die SPD 
überhaupt noch ihr 
„Beschäftigungs- 
programm"? 

Kanzleramt und „SPD-Baracke" ha- 
ben sich offenbar auf eine neue Stra- 
tegie verständigt: man will das „Be- 
schäftigungsprogramm" scheitern 
lassen, gegen die Arbeitslosigkeit 
soll gar nichts unternommen wer- 
den, und der großangekündigten 
„Gemeinschaftsinitiative" fällt nur 
noch die Rolle eines Spielmaterials 
in der propagandistischen Auseinan- 
dersetzung mit der CDU/CSU zu. Die 
Indizien für diese zynische „Strate- 
gie" verdichten sich von Tag zu Tag. 

Zu den neuen Gedankenspielen der 
SPD-Führung und der Bundesregie- 

rung erklärt der Parlamentarische Ge- 
schäftsführer der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Philipp Jenninger: In einem Inter- 
view mit der „Süddeutschen Zeitung" hat- 
te Brandt auch für den Fall einer Zweidrit- 
telmehrheit der Union im Bundesrat ein 
Weiterregieren der SPD/FDP-Bundesre- 
gierung angekündigt, und zwar ohne 
Rücksicht auf das Schicksal der „Gemein- 
schaftsinitiative", der künftigen Bundes- 
haushalte wie der Gesetzgebung über- 
haupt. Es gebe ohnehin „schon eine Men- 
ge Gesetze", hatte Brandt gesagt, und 
hinzugefügt, beim Scheitern des „Be- 
schäftigungsprogramms" sei man nicht 
gezwungen, nach alternativen Finanzie- 
rungsmöglichkeiten zu suchen, sondern 
könne hiermit „den Vorwahlkampf für 1984 
eröffnen". Was zunächst nur als eine wei- 
tere Manifestation des unbedingten Wil- 
lens der SPD zur Macht erschien, gewann 

rasch eine ganz andere Dimension: denn 
es gibt eindeutige Anzeichen dafür, da» 
im Kanzleramt ein mögliches Scheitern 
des „Beschäftigungsprogramms" bereit5 

in allen Details durchgespielt worden isf- 
Letzte Zweifel beseitigte dann der SPD-°'^ 
fiziöse „Parlamentarisch-Politische PreS' 
sedienst" (ppp), der sich in seinem TageS' 
kommentar der Brandtschen InterviewäU' 
ßerungen annahm und diese zur neuen 
SPD-Strategie erklärte, um die Union "n 

die „Blockade"-Ecke zu stellen. 

Aus Sicht der SPD spricht für dieses Vor- 
gehen in der Tat einiges: der Partei paß 

beim „Beschäftigungsprogramm" die gan' 
ze   Richtung  nicht;  beim   Mietrecht 's 

zweifelhaft,  ob  es  in  der SPD-Fraktion 

überhaupt eine Mehrheit geben wird: de 

DGB ist ohnehin unzufrieden; die Einlaß 
sungen von Wirtschaft und Verbänden &e 
dem  Hearing  im  Deutschen  Bundestag 
waren für die  Bundesregierung  nieder' 
schmetternd; die SPD weiß, daß die Mef^ 
wertsteuererhöhung nicht zustande kotf" 
men wird und daß sie bei der Suche nac 
alternativen    Finanzierungsmöglichkeite 
zu zerbrechen droht. Was liegt also nähe • 
als ein „Programm", von dem auch de 

Koalitionspartner    FDP    in    Wirklichke1 

nichts hält, stillschweigend preiszugeben- 
in der Öffentlichkeit aber um so lautsta^ 
ker als parteipolitischen Schlagstock 9e' 
gen die CDU/CSU zu verwenden? 

Das Manöver der SPD wird keinen Erfo'fl 
haben. Spätestens dann, wenn es im Ve 
mittlungsausschuß um  die  Finanzierung 
geht, wird sie eindeutig Farbe bekenne 
müssen. Dann wird sich zeigen, waS,?0, 
Absichtserklärungen hinsichtlich der E>e 

kämpfung   der   Arbeitslosigkeit   wirkl'c 

wert sind. Solange die SPD in der Ra9ie 

rung ist, trägt sie die Verantwortung — °Q 

ihr das paßt oder nicht. Die Ankündigt* 
Brandts, man werde gar nichts mehr tu 

und statt dessen zwei Jahre lang nur n°° 
Wahlkampf  führen,   ist   angesichts  ö 

schwersten Krise von Wirtschaft, FjnjJ" 
zen und Arbeitsmarkt in der Geschien 
der Bundesrepublik Deutschland \^° 
völlig verantwortungslos. 
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DDR 

Ost-Berlin kassiert Milliarden - aber 
kein Einlenken beim Zwangsumtausch 
"er dreitägige Besuch des Bundes- 
wirtschaftsministers in der DDR ist 
°hne Ergebnisse beim Zwangsum- 
tausch geblieben. Dies ist ein depri- 
mierendes Ergebnis, nachdem die 
Bundesregierung selbst große Höft- 
Jungen nach dem Treffen Schmidt/ 
"onecker geweckt hat. 

^'es führt zu der Frage, ob die Bundes- 
regierung ihre Trümpfe, die sie in Hän- 

en hält, wirklich energisch nutzt, erklärt 
°er stellvertretende Vorsitzende des Fi- 

nanzausschusses,  Abgeordneter  Rudolf 
Prung. Es gibt im innerdeutschen Ver- 

•»altnis eine Vielzahl von  Möglichkeiten, 
ro die DDR zu veranlassen, den unerträg- 
°hen Zwangsumtausch zu beseitigen, 
»e DDR erhielt 1981 1,45 Mrd. DM sowie 
'n  zinsloses  Swing-Darlehen  von  676 
°- DM. Hinzu kommen Umsatzsteuer- 

er9ütungen für Lieferungen aus der DDR 
^ Hohe von 310 Mio. DM. 

d'
ese Zahlungen setzten sich aus folgen- 
n Einzelpositionen zusammen: 

1^ Bund 1,046 Mrd. DM: 
~ 2er Transitpauschale von 525,0 Mio. 

DM; 

* der Pauschalabgeltung von Straßenbe- 
nutzungsgebühren für Personenkraft- 
wagen von 50,0 Mio. DM; 

er Kostenbeteiligungen an Investitio- 
nen zur Verbesserung des Eisenbahn- 
verkehrs von und nach Berlin mit 45 
Mio. DM; 
er Kostenbeteiligung an Investitionen 

zur Verbesserung des Straßenverkehrs 
von und nach Berlin mit 347,1 Mio. DM; 

— der Kostenbeteiligung an Baumaßnah- 
men an den Transitwasserstraßen und 
am Teltowkanal mit 62,5 Mio. DM; 

— Erstattung von Visagebühren 4,6 Mio. 
DM und Einreisegenehmigungsgebüh- 
ren 12 Mio. DM. 

2. Berlin 93,8 Mio. DM: 

— Abnahme von Bauschutt, Bodenaus- 
hub und festen Siedlungsabfällen: 28,7 
Mio. DM; 

— Abnahme und Behandlung von Ab- 
fallstoffen (Berliner Stadtreinigung): 
35,6 Mio. DM; 

— Abnahme und Behandlung von Abwäs- 
sern (Berliner Entwässerungswerke): 
25,3 Mio. DM; 

— Nutzungs-, Unterhaltungs- und Be- 
triebskosten der durch Ost-Berlin füh- 
renden Tunnelstrecken der U-Bahn: 
4,2 Mio. DM. 

3. Bundespost 96,5 Mio. DM: 

— 85,0 Mio. DM Pauschalzahlungen ge- 
mäß § 2 der Vereinbarung vom 29. 
April 1970 und gemäß Briefwechsel 
vom 19. Oktober 1977; 

— 8,3 Mio. DM Pauschalabgeltungen für 
Leistungen im Postverkehr; 

— 3,2 Mio. DM Abgeltungen für DDR-Lei- 
stungen für den Fernmeldeverkehr. 

Zahlungen von der Wirtschaft und von Pri- 
vaten beliefen sich im letzten Jahr auf 35 
Mio. DM. Hierbei handelte es sich insbe- 
sondere um Visagebühren, die nicht er- 
stattet werden. Hinzu kommt der Zwangs- 
umtausch von ca. 200 Mio. DM. 
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BUNDESTAG 

Baum mißachtet 
Kontrollrecht des 
Parlaments 
Das Fragerecht ist ein anerkannt 
wichtiges und unentbehrliches Kon- 
trollrecht des Parlaments. Jede de- 
mokratische Regierung muß es als 
eine von der Verfassung vorgegebe- 
ne Verpflichtung ansehen, die Im 
Deutschen Bundestag eingebrach- 
ten Anfragen nach bestem Wissen 
und Gewissen innerhalb der vorge- 
schriebenen Frist zu beantworten. 

Diese Verpflichtung scheint für Bundes- 
innenminister Baum, der in der Bun- 

desregierung verantwortlich für die Einhal- 
tung der Grundsätze des Verfassungs- 
rechts zeichnet, offensichtlich nicht zu be- 
stehen, stellt MdB Carl-Dieter Spranger, 
innenpolitischer Sprecher der Bundes- 
tagsfraktion, fest. Abgesehen davon, daß 
die für seinen Geschäftsbereich einge- 
brachten Fragen meist mit seltener Unver- 
bindlichkeit beantwortet werden, nimmt er 
die für die Beantwortung vorgeschriebe- 
nen Fristen nicht zur Kenntnis. Nach der 
Geschäftsordnung des Deutschen Bun- 
destages sind Kleine Anfragen, die von ei- 
ner Fraktion oder von mindestens 5 Pro- 
zent der Mitglieder des-Bundestages un- 
terzeichnet sind, innerhalb von 14 Tagen 
schriftlich zu beantworten. Der Präsident 
des Deutschen Bundestages kann diese 
Frist im Benehmen mit dem Fragesteller 
verlängern. 
Herr Baum kann den traurigen Rekord be- 
anspruchen, in dieser Legislaturperiode in 
keinem einzigen Fall die Frist eingehalten 
zu haben. Er hat es auch nicht für nötig 
befunden,  Fristverlängerungen zu  bean- 

tragen. Seit Oktober 1980 sind für den Ge- 
schäftsbereich des Bundesinnenministe- 
riums 31 Kleine Anfragen eingebracht und 
innerhalb folgender Zeiten beantwortet 
worden: 
— Zwischen zwei und drei Wochen: fünf; 
— drei Wochen und mehr: vier; 
— vier Wochen und mehr: fünf; 
— fünf Wochen und mehr: fünf; 
— sechs Wochen und mehr: drei; 
— sieben Wochen und mehr: vier; 
— acht Wochen und mehr: drei. 
— Zwei Anfragen sind erst jetzt einge- 
reicht worden. 
Herr Baum sollte sich, statt lautstarken 
Minderheiten hinterherzulaufen und sein 
Ministerium überwiegend als PR-Appara 

in eigener Sache zu beschäftigen, einrna 
darauf besinnen, daß zu seinen wichtig' 
sten Pflichten die Wahrung der Rechte 
der Verfassung und des Parlaments gehö- 
ren. 
Die   CDU/CSU-Bundestagsfraktion  kann 
und wird die fortdauernde Mißachtung des 
Fragerechts durch den Herrn Bundesin- 
nenminister nicht mehr hinnehmen. Herr 
Baum wird aufgefordert, die Anfragen in- 
nerhalb der vorgeschriebenen Fristen Z¥ 
beantworten, wie es bei seinen Vorgan- 
gern und anderen Ministern üblich wa- 
Dies verlangt nicht nur die Achtung v0 

dem gewählten Parlament. Es ist auch e" 
schlichtes Gebot der Höflichkeit. Ande- 
renfalls muß diese Praxis im Deutsche 
Bundestag zur Sprache gebracht werden- 

140 000 Abtreibungen 
Im vergangenen Jahr erfolgten in unserem 
Land insgesamt 87 535 Abtreibungen, pi«" 
se Zahl enthält jedoch noch nicht die nicn 
offiziell gemeldeten Fälle. Daher erhöh 
sich die Gesamtzahl der Fälle, in denen 
ungeborenes Leben getötet wurde, au 
ca. 140 000. Nur 20,5 Prozent, nämlicn 

17 906 der offiziell gemeldeten Abtreibun- 
gen erfolgten aus dem schwerwiegende 
Grund der medizinischen Indikation. 
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g^ASYLBEWERBER 

Heranziehung zu 
gemeinnütziger Arbeit 
^t Rechtens 
lUk Para9raPh 19 BSHG (Bundesso- 
•aihilfegesetz) können Sozialhilfeemp- 
n9er zu gemeinnützigen Arbeiten her- 

lQft«?20gen werden- Seit dem 1i Januar 
*«2 bestimmt das BSHG in einer Ergän- 

dan9 ZU Para9»"aph 18 BSHG zweifelsfrei, 
aö dies auch für Asylbewerber gilt. Die- 

R®m Bundesrecht hat der Senat in Berlin 
echnung getragen   ste„t MdB A|fons 

*ul,*r (Wesseling) fest. 

der° Adem ein APPe" an die Freiwilligkeit 
den c lbewerber keinen durchschlagen- 
er v °'^ brachte, s'nd diese nunmehr 
auf r'cntun9 gemeinnütziger Arbeiten 
haref°rdert worden- Diese Entscheidung 
konln Berlin und aucn im Bundesgebiet zu 

ntroversen  Diskussionen geführt.  Be- 
dien t-W'e "2wan9sarbeit" und -Arbeits- 
zeit t tauch*en dabei auf. Von Zwangsar- 
I   r kann indes nicht die Rede sein. Diese 

Her Artikel 12 Absatz 4 GG nur bei ei" 
2ieh9er'Chtlich an9eordr,aten Freiheitsent- 
f(ir

nun9 möglich. Hier geht es darum, sich 
/\uf^

emeinnützige Arbeiten gegen eine 

sten andSentschädlgung zur Verfu9un9 zu 

Sch®n_Das trifft deutsche wie ausländi- 
Qlnuu ^ozia'hilfeempfänger grundsätzlich 
^'chermaßen. 

Arbeit'8 Heranziehun9 zu gemeinnützigen 
Verw ,n gerechtfertigt ist, hat auch das 
ß waitungsgericht in Neustadt (Weinstra- 
^einnS-l9este,,t: - • • Asylanten dürfen ge- 
ist ein Arbeiten nicht ablehnen." Sie 
heit $ Ge9enleistun9 an die Allgemein- 
Warj'JT® dem Asylbewerber Sozialhilfe ge- 
neSvve 

jt d'eser Regelung wird auch kei- 
VerstoR S 9egen die Würde des Menschen 
ten, H 6n; denn es handelt sich um Arbei- 
kornrn 8 usende von Angehörigen der 
lieh voUnalen Stra|tenreinigungen tagtäg- 

"errichten. 

STICHWORT 

Römische Verträge 
Vor 25 Jahren, am 25. März 1957, unter- 
zeichneten Belgien, die Bundesrepublik 
Deutschland, Frankreich, Italien, Luxem- 
burg und die Niederlande in Rom die Ver- 
träge zur Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der 
Europäischen Atomgemeinschaft (EU- 
RA TOM). Diese Verträge traten am 1. Ja- 
nuar 1958 in Kraft. Zusammen mit der be- 
reits 1951 gegründeten Montanunion bil- 
den sie das Fundament der Europäischen 
Gemeinschaft (EG), zu der sich das Euro- 
pa der Sechs entwickelt hat. 1973 traten 
Dänemark, Irland und Großbritannien und 
1981 Griechenland der EG bei. Der Beitritt 
Spaniens und Portugals ist geplant. Die 
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat- 
te Ende der 60er Jahre ihr Hauptziel er- 
reicht: Beseitigung der Handelsschranken 
zwischen den Mitgliedsländern und Er- 
richtung einer Zollunion. Unbefriedigend 
bleibt die Integration im Bereich der Frei- 
zügigkeit von Dienstleistungen und Kapi- 
talverkehr sowie die Niederlassungsfrei- 
heit. 

Die Zukunftsvision, Übergang der EG in 
eine Wirtschafts- und Währungsunion, die 
dann Anfang der 80er Jahre in eine politi- 
sche Union umgewandelt werden sollte, 
hat sich nicht erfüllt. Gegenwärtig ist die 
Gemeinschaft bemüht, das bisher Erreich- 
te zu konsolidieren. 

Das 1979 direkt gewählte Europäische 
Parlament ist heute der eigentliche Motor, 
von dem die treibende Kraft im Einigungs- 
prozeß ausgeht. Dagegen mehren sich die 
Anzeichen, daß die Regierungen der Mit- 
gliedstaaten zu Lasten der Gemeinschaft 
zu einer nationalen Politik zurückkehren. 
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TERMINE 

19.4. LVBerlin 
Landesvorstand, Berlin, 
Landesgeschäftsstelle 

19. 4. LV Baden-Württemberg 
Landespräsidium/Landesvor- 
stand, Stuttgart 

19.4. MIT Westf.-Lippe 
Sauer-/Siegerland BV-Sitzung, 
Werdohl 

19.4. LV Rheinland-Pfalz 
Landesvorstand, Mainz 

21. 4. Junge Union Saar 
Landesvorstand, Saarbrücken 

22.4. LV Hessen 
Reg. -Bürgermeister-Konferenz, 
Kriftel 

22.4.  CDA-LV Westf.-Lippe 
Landesvorstand, Dortmund 

23J25. 4. Frauenvereinigung Westf.-Lippe 
Rhetorikseminar, Wünnenberg 

23. 4. Junge Union Westf.-Lippe 
Landesvorstand, Dortmund 

23.4. LV Hessen 
Anhörung z. Lage d. berufst. 
Frau, Wiesbaden 

23.4. LV Hessen 
3. Wahlkampfkommission, 
Wiesbaden 

23. 4. Frauenvereinigung Saar 
Landesvorstand, Saarbrücken 

24.4. LV Hessen 
Fachtagung Naturschutz, 
Grünberg/Gallush. 

24. 4.  VDA -L V Westf. -Lippe 
Führungsseminar, Dortmund 

25. 4. Junge Union Saar 
Landestag, Saarlouis 

26.4. CDU-Präsidium 
Sitzung, Bonn 

27.4. LVSaar 
Geschäftsführerkonferenz, 
Saarbrücken 

29./30.4. KPVBund 
AK „ Große Städte" Fachtagung- 
Hamburg 

29.4. KAS 
25 Jahre dynamische Rente, 
Symposium, Bonn 2 

3.5. LVSaar 
Geschäftsf. Landesvorstand, 
Saarbrücken 

4.Z5.5. CDA Bund 
Sozialsekretärskonferenz, 
Königswinter 

4.5. Frauenvereinigung Westf. -LipP 
Geschäftsf. Landesvorstand, 
Dortmund 

4. 5. Frauenvereinigung Westf.-LipP 
Landesvorstand, Dortmund 

4. 5. LV Bremen ^n 
Landesvorstandssitzung, o'* 

5. 5. Frauenvereinigung Saar 
„Arbeitsplatzteilung", Saar- 
brücken 
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